
Allgemeine Handels- und Zahlungsbedingungen der Ceresal GmbH  

 

§ 1 Geltung der Bedingungen 

1. Die nachstehenden Bedingungen gelten für alle unsere Lieferungen, Leistungen und Angebote im Geschäftsverkehr mit 

Unternehmern (§ 14 Abs. 1 BGB), sowie ferner für juristische Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche 

Sondervermögen.  

2. Von unseren allgemeinen Liefer- und Zahlungsbedingungen abweichende Vereinbarungen sind nur wirksam, sofern sie 

schriftlich von uns besonders bestätigt werden. 

§ 2 Vertragsabschluss 

1. Unsere Angebote über Menge, Verpackung, Preise und Lieferzeiten sind stets freibleibend und widerrufbar bis zu dem 

Zeitpunkt, wenn Bestellungen von uns schriftlich bestätigt und/oder der Auftrag ausgeführt wurde.  

2. Mündliche Abreden bedürfen für ihre Wirksamkeit der schriftlichen Bestätigung. 

§ 3 Lieferung, Gefahrenübergang, Verzug 

1. Beim Gefahrenübergang gelten die Regelungen der Incoterms. Sollten keine Incoterms im Kontrakt vereinbart sein, gilt 

die Verladestelle als Ort des Gefahrenübergangs  

2. Die Lieferung erfolgt innerhalb der vereinbarten Lieferzeiten nach Wahl des Verkäufers. Umfasst die Lieferzeit mehrere 

Monate, so findet die Lieferung in monatlich ungefähr gleichen Raten statt. Arbeitstage im Sinne dieser und der folgenden 

Bedingungen sind die Tage von Montag bis Freitag; keine Arbeitstage sind jedoch gesetzliche oder ortsübliche Feiertage 

sowie der 24. und 31. Dezember. Wann ein ortsüblicher Feiertag vorliegt, bestimmt sich nach der Ortsüblichkeit des Verlade- 

oder Versandorts. 

 

3. Die Lieferung kann auch von anderen als den im Vertrag vorgesehenen Stellen erfolgen, wenn dieses aus produktions-, 

lager- oder absatztechnischen Gründen zweckdienlich ist. Etwaige dadurch 

entstehende Mehrkosten trägt der Verkäufer. Etwaige dadurch entstehende Minderkosten kommen dem Verkäufer zugute. 

 

4. Der Verkäufer ist berechtigt, die Ausführung des Vertrages zu verweigern, 

a) falls nach Vertragsschluss in den Vermögensverhältnissen des Käufers eine wesentliche Verschlechterung eintritt oder 

dem Verkäufer bekannt wird, durch die der Anspruch auf die 

Gegenleistung gefährdet wird, es sei denn, dass Vorauszahlung geleistet wird oder die Zahlungen in anderer, den Verkäufer 

sicherstellender Weise (z.B. Bankgarantien) gewährleistet sind; 

b) solange der Käufer sich mit der Abnahme oder Annahme einer Lieferung oder mit einer Zahlung aus irgendeinem mit dem 

Verkäufer geschlossenen Vertrag im Verzug befindet; 

c) wenn das Unternehmen des Käufers nach Vertragsschluss liquidiert, auf einen Dritten übertragen oder ins Ausland verlegt 

wird oder eine andere Rechtsform erhält und sich aufgrund der 

vorgenannten Änderungen berechtigte Zweifel an der Vertragserfüllung durch den Käufer ergeben, es sei denn, dass 

Vorauszahlung geleistet wird oder die Zahlungen entsprechend lit. a) sichergestellt sind. 

 

5. Der Verkäufer kann, sofern im Vertrag nicht anders vereinbart, jederzeit eine zur bestellten Ware gleichwertige Ware 

liefern. 

 

6. a) Der Verkäufer ist von der Einhaltung vertraglicher Lieferfristen und gegebenenfalls von der Vertragserfüllung gemäß 

den nachstehenden Vorschriften entbunden, soweit und solange im 

Inland oder Ausland Umstände eintreten, durch die die Leistungserbringung erheblich erschwert wird. Dies ist der Fall, wenn 

er am Bezug von Rohmaterial, an der Verarbeitung oder an der Lieferung bzw. der Verladung gehindert ist oder ihm diese 

unzumutbar erschwert werden. Die Parteien sehen insbesondere folgende Umstände als unzumutbare Erschwerung an: 

- Mobilmachung, kriegerische Ereignisse, Aufruhr, Bürgerkrieg, Blockaden, Arbeitskämpfe, Demonstrationen, 

Fabrikbesetzungen, Sabotagen, Orkane, Wirbelstürme, Erdbeben, Flutwellen oder vergleichbare Naturkatastrophen, die die  

Ernte verzögern oder vernichten; 

- wesentliche Beeinträchtigung der Beschaffungsmöglichkeiten für die zur Bezahlung von Rohstoffen erforderlichen 

Devisen; 

- Behinderungen durch Explosionen, Feuer, ganze oder teilweise Zerstörung von Fabrikationsanlagen oder von Lagern, 

Maschinen und Maschinenteilen; 

- Folgen einer "Energiekrise", Brennstoff-, Hilfsstoff- oder Energiemangel; 



- Mangel an Arbeitskräften aufgrund von Krankheiten oder Epidemien; 

- hoheitliche Maßnahmen, insbesondere behördliche Anordnungen und dgl. im Inland oder Ausland. 

Als hindernde Umstände im vorstehenden Sinne gelten nicht solche, die vom Verkäufer schuldhaft herbeigeführt worden 

sind. 

b) In den in Nr. 7 a) genannten Fällen ist der Verkäufer berechtigt, zunächst die vereinbarte Lieferzeit für die voraussichtliche 

Dauer der Behinderung oder eines Teils derselben hinauszuschieben. 

Eine entsprechende Benachrichtigung des Käufers hat unverzüglich mündlich, telefonisch oder schriftlich zu erfolgen, sie ist 

zunächst an keine Form gebunden. Im Falle einer mündlichen oder telefonischen Benachrichtigung ist der Verkäufer zu einer 

schriftlichen oder fernschriftlichen 

Bestätigung verpflichtet, sobald ihm dies nach den Umständen zumutbar ist. 

Es steht dem Verkäufer jedoch frei, nach seiner Wahl eine gleichwertige Ware längstens bis zum Ende der Behinderung zu 

liefern. 

Nach Beendigung der Behinderung ist der Verkäufer im Rahmen seiner Möglichkeiten innerhalb einer angemessenen 

Zeitspanne zur Lieferung verpflichtet und hat dem Käufer den entsprechenden Liefertermin baldmöglichst mitzuteilen. 

d) Beträgt der Gesamtzeitraum der Behinderung mehr als 3 Monate, so kann jede der Parteien vom Vertrag zurücktreten. Das 

Rücktrittsrecht besteht nicht, sofern der Verkäufer aufgrund seiner 

Rohwaren-Einkaufskontrakte auch nach 3 Monaten noch zum Empfang bzw. zur Abnahme der Rohware oder eines Teils 

derselben verpflichtet und dem Käufer ein weiteres Festhalten am 

Vertrag zumutbar ist. Bei Verträgen, die mehrere Lieferungen umfassen, besteht das oben genannte Rücktrittsrecht lediglich 

für solche Lieferungen, die vertraglich im Hinderungszeitraum auszuführen waren. 

 

7) kommt der Verkäufer in Verzug der Lieferung , so kann der Käufer erst nach fruchtlosem Ablauf einer angemessenen 

Nachfrist auf Lieferung Schadensersatzforderungen geltend machen. Dies gilt auch für einen Schadensersatz aus 

Verzögerung.  

 

§ 4 Qualität und Mangel 

1. Jedwede mit der Ware oder unseren Angeboten in Zusammenhang stehende Angabe, Aussage oder abgegebene Erklärung, 

auch in Form von Produktspezifikationen, Produktanforderungen oder dergleichen, dient lediglich der Information und der 

Beschreibung der Produkte, und ist nicht als Beschaffenheitsangabe, Zusicherung einer Beschaffenheit, Zusicherung einer 

Eigenschaft oder als Garantie zu verstehen; der Käufer kann hieraus keinerlei Ansprüche gegen uns ableiten. Mangels 

anderer Vereinbarung ist Ware von handelsüblicher Beschaffenheit, namentlich hinsichtlich Reinheit und Unverdorbenheit zu 

liefern; sie muss den geltenden Rechtsvorschriften entsprechen.  

2. Wird nach Muster verkauft, so gilt dasselbe nur als Typmuster; geringe Abweichungen der Lieferungen vom Muster - auch 

im Hinblick auf Farbe und Mahlung - sind zulässig. Die Bezeichnung "wie gehabt" ist als "ungefähr wie gehabt" zu 

verstehen.  

 

3. Der Käufer ist verpflichtet, vor Verarbeitungsbeginn durch in Umfang und Methodik geeignete Prüfungen zu klären, ob 

die gelieferte Ware für die von ihm beabsichtigten Verwendungszwecke geeignet ist. Im Übrigen gelten die Regelungen des 

§377 HGB. 

 

4. Bei rechtzeitiger und berechtigter Beanstandung ist der Verkäufer - sofern nichts anderes vereinbart ist – nach seiner Wahl 

berechtigt, zunächst die mangelhafte Ware zurückzunehmen und durch vertragsgemäße Ware zu ersetzen. Ebenfalls kann der 

Verkäufer den Rücktritt vom Vertrag erklären oder die Minderung des Kaufpreises geltend machen. Der Käufer hat die 

Minderung zu akzeptieren, soweit der Mangel eine Minderung von bis zu 15% des vereinbarten Kaufpreises bewirkt. 

 

§ 5 Preise 

Sämtliche Preise verstehen sich als Nettopreise.  

§ 6 Schadensersatz 

1. Der Verkäufer haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen auf Schadensersatz, sofern der Schaden auf Vorsatz oder 

grober Fahrlässigkeit seitens des Verkäufers, seiner Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruht. Die Haftung für einfache 

Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen, sofern keine schuldhafte Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht vorliegt oder eine 

Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit eines Menschen gegeben ist oder eine zwingende Haftung aufgrund der 

Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes besteht. 

 

2. Schadenersatzansprüche des Käufers sind auf den typischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. Dies gilt nicht bei 

Ansprüchen, die auf vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Verhalten des Verkäufers, seiner gesetzlichen Vertreter oder 



Erfüllungsgehilfen beruhen. Die Begrenzung gilt ferner nicht für die Haftung für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit eines Menschen und in den Fällen einer zwingenden Haftung nach den Bestimmungen des 

Produkthaftungsgesetzes, sowie für die Kardinalpflichten aus dem Vertrag. 

 

3. Ansprüche des Käufers aus diesem Vertragsverhältnis verjähren in einer Frist von einem Jahr seit dem gesetzlichen 

Verjährungsbeginn. Dies gilt nicht in den Fällen des § 438 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BGB und der §§ 478, 479 BGB sowie für 

Schadensersatzansprüche aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit eines Menschen und nicht in 

den Fällen, in denen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Verkäufers, seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen 

vorliegt. 

 

§ 7 Eigentumsvorbehalt und Aufrechnung 

1. Der Verkäufer behält sich das Eigentum an sämtlichen von ihm gelieferten Waren bis zur restlosen Begleichung seiner 

Gesamtforderungen, auch aus anderen mit dem Käufer geschlossenen Kontrakten, aus der laufenden Geschäftsverbindung 

mit dem Käufer vor (Vorbehaltsware). Das gilt auch dann, wenn der Kaufpreis für einzelne Warenlieferungen bezahlt ist, 

weil der Eigentumsvorbehalt als Sicherung für die laufende offene Saldoforderung des Verkäufers dient. Der 

Eigentumsvorbehalt bleibt auch bestehen, solange der Verkäufer aus einer im Interesse des Käufers eingegangenen 

Wechselhaftung nicht befreit ist. 

2. Die Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware gilt als für den Verkäufer als Hersteller und in seinem Auftrag 

erfolgt, ohne dass für diesen Verbindlichkeiten daraus erwachsen. Dem Verkäufer steht das Eigentum an der durch 

Verarbeitung oder Umbildung entstehenden neuen Sache zu. Bei Verarbeitung mit anderen, nicht dem Verkäufer gehörenden 

Waren steht dem Verkäufer das Miteigentum an der neuen Sache zu im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zur neuen 

Sache zur Zeit der Verarbeitung. Als Wert der Vorbehaltsware gilt der dem Käufer vom Verkäufer hierfür berechnete 

Kaufpreis. Für den Fall, dass der Käufer dennoch (Mit-)Eigentum an der neuen Sache erwirbt, überträgt er dem Verkäufer 

bereits mit Abschluss dieses Vertrages sein (Mit-) Eigentum für den Zeitpunkt des Erwerbs und verwahrt die Sache für den 

Verkäufer. 

Der Käufer tritt seine ihm aus Verarbeitung der Vorbehaltsware zustehenden Ansprüche gegen dritte Auftraggeber bis zum 

Rechnungswert des Verkäufers für die verarbeitete Vorbehaltsware zur 

Sicherung der jeweils offenen Gesamtforderung des Verkäufers an diesen ab. Falls die Vorbehaltsware zusammen mit 

anderen, nicht dem Verkäufer gehörenden Waren vermischt, vermengt oder verbunden wird, steht dem Verkäufer das 

Miteigentum an dem vermischten oder vermengten Bestand, der verbundenen Ware oder evtl. neuen Sache entsprechend dem 

Rechnungswert des Verkäufers für die beteiligte Vorbehaltsware zu. Der Käufer überträgt dem Verkäufer schon mit 

Abschluss dieses Vertrages sein (Mit)Eigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der vorbehaltenen Ware 

(Rechnungsbetrag einschließlich MwSt.) zu den anderen vermischten oder verbundenen Gegenständen zur Zeit der 

Vermischung oder Verbindung und verwahrt die Sache für den Verkäufer. Soweit der Verkäufer an vermischter, verbundener 

oder verarbeiteter Ware oder neuer Sache das Eigentum bzw. Miteigentum erwirbt, gilt diese ebenfalls als Vorbehaltsware im 

Sinne dieser Bestimmungen. Der Käufer verwahrt sie unentgeltlich für den Verkäufer. Er hält die Vorbehaltsware stets 

ausreichend auf seine Kosten versichert und tritt seinen Anspruch auf etwaige Versicherungsleistungen an den Verkäufer im 

Umfang des Wertes von dessen Eigentum bzw. Miteigentum hiermit ab. 

 

3. Der Käufer darf die Vorbehaltsware nur im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr und unter Eigentumsvorbehalt 

weiterveräußern, sie jedoch nicht verpfänden, nicht zur Sicherheit übereignen oder ähnlichen Verfügungen unterwerfen. 

Darüber hinaus gilt: 

a) Alle ihm aus jeder Weiterveräußerung der Vorbehaltsware zustehenden Forderungen (einschließlich eventueller 

Nebenrechte) tritt der Käufer bis zur Höhe der jeweils offenen 

Gesamtforderung des Verkäufers zu deren Sicherung an den Verkäufer ab. Beim Weiterverkauf der Vorbehaltsware mit 

anderen Waren (“en bloc”-Verkauf usw.) zu einem Gesamtpreis erfolgt die 

Abtretung entsprechend dem Rechnungswert des Verkäufers für die mitverkauften Vorbehaltswaren. 

b) Für den Fall, dass die weiterveräußerte Vorbehaltsware gemäß Nr. 3. nur im Miteigentum des Verkäufers steht, erfolgt die 

hiermit vollzogene Abtretung zumindest hinsichtlich des Teiles der 

Forderung aus dem Weiterverkauf, der dem Wert der betroffenen ursprünglichen Vorbehaltsware entspricht. 

c) Falls der Käufer aus der Weiterveräußerung von seinen Kunden/Käufern Wechsel oder Schecks erhält, tritt er hiermit an 

den Verkäufer die gegen seine Abnehmer/Käufer bestehenden 

entsprechenden Wechsel- oder Scheckforderungen ab, und zwar in Höhe der dem Verkäufer gemäß Buchst. a) und b) 

abgetretenen Forderungen aus der Weiterveräußerung. Das Eigentum an den Wechsel- oder Scheckurkunden wird hiermit 

vom Käufer auf den Verkäufer übertragen; der Käufer verwahrt die Urkunden für den Verkäufer. Bei Teilzahlung(en) bleibt 

die Abtretung bis zur vollständigen Bezahlung durch den Abnehmer des Käufers/seinen Käufer bestehen. 

 



4. Solange der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen dem Verkäufer gegenüber ordnungsgemäß nachkommt, ist er bis auf 

Widerruf ermächtigt, die auf den Verkäufer sicherungshalber übergegangenen Forderungen einzuziehen. Diese 

Einzugsermächtigung ist dahingehend 

eingeschränkt, dass eine Verfügung über diese Forderungen nur Zug um Zug gegen Auszahlung des Erlöses an den 

Verkäufer zulässig ist, und zwar bei der Fälligkeit dieses Erlöses. Der auszuzahlende Erlös hat mindestens dem Betrag zu 

entsprechen, der dem Verkäufer aus der einzelnen an ihn sicherungshalber abgetretenen Forderung gebührt, wobei im Falle 

einer vorzeitigen oder verspäteten Befriedigung des Verkäufers der entsprechende Zinsausgleich zu berücksichtigen ist. 

Der Verkäufer wird die Einzugsermächtigung nur widerrufen, wenn erhebliche Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Käufers 

auftreten oder dieser in Zahlungsverzug gerät; bei Zahlungseinstellung des Käufers erlischt die Einzugsermächtigung, ohne 

dass es eines Widerrufs bedarf. 

Bei Widerruf oder Erlöschen der Einzugsermächtigung hat der Käufer umgehend den Forderungsübergang den Drittkäufern 

zur Zahlung an den Verkäufer bekanntzugeben, dem Verkäufer alle zur Geltendmachung seiner Rechte erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und Unterlagen auszuhändigen sowie diesbezügliche Kundenwechsel oder Schecks dem Verkäufer zu 

übergeben. Der Verkäufer kann den Schuldnern die Abtretung anzeigen. 

 

5. Der Käufer hat dem Verkäufer den erfolgten oder unmittelbar drohenden Zugriff Dritter auf die Vorbehaltsware oder auf 

die an den Verkäufer ganz oder teilweise abgetretenen Forderungen sofort 

fernschriftlich mitzuteilen und derartigen Maßnahmen Dritter, z.B. der Zwangsvollstreckung in die Vorbehaltsware, 

unverzüglich zu widersprechen. Der Käufer ist im Übrigen verpflichtet, dem Verkäufer auf dessen Verlangen unverzüglich 

alle erforderlichen Auskünfte und Unterlagen zu 

übergeben, damit der Verkäufer seine Rechte aus Miteigentum gemäß Ziffern 2. bis 4. gegenüber Dritten geltend machen 

kann, insbesondere bei Zahlungseinstellung des Käufers. 

 

6. Der Eigentumsvorbehalt des Verkäufers ist in der Weise auflösend bedingt, daß mit vollständiger Erfüllung seiner jeweils 

offenen Gesamtforderung gegenüber dem Käufer das Eigentum an der 

Vorbehaltsware ohne weiteres auf den Käufer übergeht. Auf Wunsch des Käufers gibt der Verkäufer ihm zustehende 

Sicherungen nach seiner Wahl frei, soweit ihr Wert die jeweils zu sichernde Gesamtforderung um 10 % übersteigt. 

 

7. Ab Zahlungseinstellung des Käufers oder bei Beantragung des Insolvenzverfahrens über sein Vermögen ist der Käufer zur 

Veräußerung, Be- oder Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung der 

Vorbehaltsware mit anderen Waren/Sachen nicht mehr befugt und hat gesonderte Lagerung bzw. Kennzeichnung der 

Vorbehaltsware unverzüglich zu besorgen. Ferner hat der Käufer die aus an den 

Verkäufer abgetretenen Forderungen eingehenden Beträge auf einem separaten Konto gutschreiben zu lassen bzw. gesondert 

zu verwahren. 

 

8. Der Verkäufer ist berechtigt, seine Forderungen gegenüber dem Käufer mit allen Forderungen aufzurechnen, die dem 

Käufer gegenüber dem Verkäufer oder mit dem Verkäufer verbundenen Gesellschaften zustehen. Dies gilt auch dann, wenn 

die Fälligkeiten der gegenseitigen Ansprüche verschieden sind oder auf der einen Seite Barzahlung, von der anderen Seite 

Zahlung in Akzepten oder Kundenwechseln vereinbart worden ist. 

 

§ 9 Rechtsanwendung, Gerichtsstand 

1. Soweit sich aus diesen Allgemeinen Verkaufs- und Lieferungsbedingungen, oder dem Vertrag nichts anderes ergibt, gelten 

die Einheitsbedingungen im deutschen Getreidehandel für alle nicht geregelten Punkte gelten die gesetzlichen Bestimmungen 

der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere des BGB und HGB als vereinbart; die Anwendung des UN-Übereinkommens 

über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11.04.1980 wird ausgeschlossen. 

2. Gerichtsstand ist der Sitz des Verkäufers, soweit sich nicht aus zwingenden gesetzlichen Vorschriften ein anderer 

Gerichtsstand ergibt. 

 

 

 


